
Freiburg (dpa). Das Verwaltungsge-
richt Freiburg hat die Studiengebühren
an den baden-württembergischen
Hochschulen für rechtmäßig erklärt.
Das Gericht wies gestern drei Muster-
klagen von Studierenden ab. In Baden-
Württemberg müssen die Studenten
seit diesem Jahr pro Semester eine Ge-
bühr von 500 Euro zahlen.

Die Gebühren könnten rechtlich
nicht beanstandet werden, sagte der
Vorsitzende Richter Werner Cordes.
„Durch die Gebühren wird kein Stu-
dent davon abgehalten, ein Studium
aufzunehmen oder fortzusetzen.“ Die
vom Land getroffene Regelung sei sozi-
al ausgewogen. Für finanziell Bedürfti-
ge gebe es Möglichkeiten zur Befreiung
von der Gebühr.

Die Einführung von Studiengebüh-
ren verstoße weder gegen das Grund-
gesetz noch gegen den Sozialpakt der
Vereinten Nationen aus dem Jahre
1966. In dem Pakt, der gleichbedeu-
tend mit einem Bundesgesetz sei, gebe
es „kein striktes Verbot, Studiengebüh-
ren einzuführen und zu erheben“, sag-
te Cordes. Wie die Einnahmen aus den
Gebühren an den Hochschulen ver-
wendet werden, spiele rechtlich keine
Rolle.

Das Freiburger Verfahren war der
erste Prozess in Baden-Württemberg
um die vom Landtag im Dezember
2005 beschlossenen Studiengebühren.
Gegen das Urteil kann Berufung einge-
legt werden. Die Kosten des Verfah-
rens müssen die klagenden Studenten
aus Freiburg und Konstanz tragen.
Landesweit sind bei den Verwaltungs-
gerichten mehr als 2800 Klagen gegen
Studiengebühren anhängig.

Musterklagen

Studiengebühren
sind 

rechtmäßig

Willy-Brandt-Preis für
Bahr und Stoltenberg

Der SPD-Politiker
Egon Bahr (85) und
der norwegische Ex-
Außenminister Thor-
vald Stoltenberg
(75) erhalten den
Wil ly -Brandt -Preis
2007. Wie die nor-
wegisch-deutsche
Brandt-Stiftung in
Oslo und Berlin mit-
teilte, haben beide
Preisträger „aktiv da-
zu beigetragen, das
Verhältnis zwischen
Norwegen und
Deutschland zu ver-
bessern“. Mit dem
Wil ly -Brandt -Preis
werden seit 2000
Verdienste um das
deutsch -nor weg i -
sche Verhältnis ge-

würdigt. Bahr und Stoltenberg, Vater
des norwegischen Regierungschefs
Jens Stoltenberg, bekommen die nicht
dotierte Auszeichnung am 16. Oktober
in Berlin überreicht. 

PERSONALIE

Die US-Armee hat während ihrer neuen
Großoffensive im Irak mindestens 30 El-
Kaida-Extremisten getötet. Zudem wurden
in der Umgebung der Stadt Bakuba drei
Waffenlager ausgehoben oder zerstört. 
In Sierra Leone sind erstmals drei Männer
wegen Kriegsverbrechen während des
Bürgerkriegs (1991–2002) verurteilt wor-
den. Ein Sondertribunal befand die drei
ehemaligen Rebellen in zwölf von 14 An-
klagepunkten für schuldig.  
Der französische Präsident Nicolas Sar-
kozy hat den Rechtsextremen Jean-Marie
Le Pen im Elysee-Palast empfangen und
damit einen jahrzehntelangen Boykott
durch seine Amtsvorgänger beendet. Er
begrüße die „demokratische Geste“ Sar-
kozys, sagte Le Pen nach dem Treffen. 

POLITIK KOMPAKT

„Drei-Hemden-Gipfel.“  
Der stellvertretende Regierungssprecher
Thomas Steg in der Bundespressekonfe-
renz mit Blick auf den EU-Gipfel heute
und morgen in Brüssel, der unter Um-
ständen länger dauern könnte.

ZITAT DES TAGES

Karlsruhe (dpa). Knapp ein Jahr nach
den fehlgeschlagenen Kofferbombenan-
schlägen auf zwei Regionalzüge nach
Hamm und Koblenz hat die Bundesan-
waltschaft Anklage gegen den Haupt-
verdächtigen erhoben. Wegen versuch-
ten vielfachen Mordes und versuchten
Herbeiführens einer Sprengstoffexplosi-
on muss sich der Libanese Youssef al-
Haijib voraussichtlich vor dem Oberlan-
desgericht (OLG) Düsseldorf verantwor-
ten. Der anfangs erhobene Terrorvor-
wurf wurde in der gestern in Karlsruhe

bekannt gegebenen Anklage allerdings
fallen gelassen. Der ungeheuerliche An-
schlagsplan, der nach Einschätzung der
Ermittler verheerende Folgen gehabt
hätte, wurde damals als Beleg für eine
reale Terrorgefahr in Deutschland ge-
wertet.

Vor einem Prozess muss das OLG
über die Zulassung der Anklage ent-
scheiden. Nach Erkenntnissen der An-
kläger hat der 22-Jährige zusammen
mit dem im Libanon angeklagten Jihad
Hamad am 31. Juli 2006 am Haupt-

bahnhof in Köln zwei Koffertrolleys mit
selbst gebauten Sprengsätzen in den
Zügen deponiert – Propangasflaschen,
die mit Zeitzündern gesprengt werden
sollten. Wegen eines handwerklichen
Fehlers kam es nicht zur Detonation. In
beiden Fällen hätte es bei einer Explosi-
on eine erhebliche Druckwelle und –
weil zusätzlich Brandbeschleuniger im
Koffer deponiert waren – einen regel-
rechten Feuerball gegeben, schreibt die
Bundesanwaltschaft.

Motiv für den Anschlagsplan war aus

Sicht der Ermittler die damals heftig
umstrittene Veröffentlichung von Kari-
katuren des Propheten Mohammed. Im
April 2006 hätten al-Haijib und Hamad
beschlossen, dafür Vergeltung zu üben.
Während Hamad, der in Beirut im Ge-
fängnis sitzt, laut Bundesanwaltschaft
ein umfassendes Geständnis abgelegt
und dabei seinen Komplizen belastet
hat, schweigt der in Berlin-Moabit in-
haftierte al-Haijib.

Dass die Bundesanwaltschaft den an-
fänglich erhobenen Terrorvorwurf fal-

len ließ, dürfte seinen Grund im fehlen-
den dritten Mann haben: Eine terroris-
tische Vereinigung muss juristisch gese-
hen mindestens drei Mitglieder haben.
Zwar ermittelt die Karlsruher Behörde
nach Auskunft eines Sprechers bis heu-
te gegen zwei weitere Verdächtige – ei-
nen kurzzeitig inhaftierten syrischen
Studenten aus Konstanz sowie den in
Schweden lebenden Bruder al-Haijibs.
Allerdings ließ sich der Verdacht nicht
erhärten, so dass eine Terroranklage
vor Gericht nicht beweisbar wäre.

Anklage gegen mutmaßlichen Kofferbomber 
Der Libanese al-Haijib muss sich voraussichtlich vor Oberlandesgericht Düsseldorf verantworten / Vorwurf des versuchten vielfachen Mordes

DREI FRAGEN AN …

War der Innenminister von Meck-
lenburg-Vorpommern als politi-
scher Oberchef der G8-Einsätze
überfordert ?

Alleinverantwortlich für den Einsatz
war der Innenminister in Schwerin.
Er ist dieser Verantwortung, insbe-
sondere bei der Erklärung der poli-
zeilichen Maßnahmen, nicht ausreichend
nachgekommen. Das fand weitestgehend
ohne die Verantwortlichen statt. Das ging
zu Lasten der Polizei.

Polit-Hooligans haben sich als brutale krimi-
nelle Vereinigung gezeigt. Was bedeutet
das für zukünftige Einsätze?

Die Sicherheitsbehörden müssen sich tak-
tisch ganz neu aufstellen. Hier wird organi-
sierte linksextremistische Gewalt prakti-
ziert. Wir müssen uns auf ein bisher nie da
gewesenes Maß an Hass und Gewalt ein-
stellen. Das bedeutet: Die Bekämpfung des
Linksextremismus, insbesondere dieser in-

ternational organisierten Polit-Kri-
minellen, muss einen völlig neuen
Stellenwert erhalten. Wir brauchen
die länderübergreifende Kooperati-
on der Sicherheitsbehörden und ei-
ne konzentriertere Strafverfolgung.
Solche Demonstrationsteile müs-
sen von Anfang an durch die Polizei
eng abgeschirmt werden. 

Was ist so schlimm daran, dass ein Bun-
deswehr-Tornado im Tiefstflug über De-
monstranten hinwegdonnerte?

Amtshilfe der Bundeswehr ist immer sehr
erfreulich für die Polizei, wenn sie das aus-
gleicht, wofür der Polizei die Fähigkeiten
fehlen. Beispielsweise Luftbilder bei Ent-
führungen oder Geiselnahme. Mit dem
Tiefstflug eines Tornado-Jets über Demons-
tranten hinweg ist die verfassungsrechtli-
che Grenze eindeutig überschritten worden.
Das muss nachprüfbare Konsequenzen ha-
ben. Interview: Dieter Wonka

… Konrad Freiberg, GdP-Vorsitzender

Bagdad (dpa). Irakische und US-Solda-
ten haben 24 Kinder aus einem Wai-
senhaus des Schreckens in Bagdad ge-
rettet. Wie das US-Militärkommando in
der irakischen Hauptstadt gestern mit-
teilte, empfingen die Soldaten bei der
Durchsuchung des Waisenhauses un-
beschreibliche Bilder des Elends und
Schreckens. 24 Jungen im Alter zwi-
schen 3 und 15 Jahren vegetierten
nackt und unterernährt, zum Teil an
ihre Betten gefesselt, in dunklen, fens-
terlosen Räumen. Als sie aus ihrer ver-
liesartigen Unterkunft befreit wurden,
konnten viele von ihnen nicht einmal
mehr auf ihren Beinen stehen. Das ge-
schah bereits am 10. Juni.

Der Vorfall im Waisenhaus im Bag-
dader Bezirk Fadschr wirft noch viele
Fragen auf. So fand das Militär in den
Nebenräumen genügend Lebensmittel
und Kleider, mit denen die Jungen hät-
ten versorgt werden können. Das Per-
sonal – drei Erzieherinnen, ein Wäch-
ter und der Direktor – waren bei der
Durchsuchung des Heimes und Verle-

gung der Kinder in ein anderes, besser
geführtes Waisenheim anwesend. Ar-
mee-Ärzte nahmen sich der deutlich
unterernährten Jungen an.

Mitglieder des Nachbarschaftsrates
von Fadschr – eine Art Bezirksparla-
ment –, die die Soldaten begleiteten,
seien beim Anblick der misshandelten
und vernachlässigten Kinder „in Trä-
nen ausgebrochen“, berichtete ein US-
Offizier.

Das unsägliche Leid der Waisenkin-
der könnte aber zum Teil auch religiö-
se Hintergründe haben. Die 24 Jungen
hatten noch bis Ende Mai in einem
Waisenhaus im Stadtteil Atafija gelebt,
in dem Jungen und Mädchen unter ei-
nem Dach untergebracht sind. Es
heißt, Islamisten hätten das Zusam-
menleben von Jungen und Mädchen
kritisiert. Daraufhin seien die Jungen
in das Schreckensheim in Fadschr ge-
kommen. Nach ihrer Rettung und ärzt-
lichen Behandlung sollen sie nun doch
wieder in das Heim in Atafija zurück-
kehren. 

Unbeschreibliche Bilder des Elends
US-Soldaten haben in einem Waisenhaus im Irak 24 Jungen im Alter zwischen 3 und 15 Jahren gerettet

Bild des Schreckens: Ein US-Soldat und ein irakischer Militärangehöriger leisten in dem
Waisenhaus erste medizinische Hilfe.  Foto: dpa

Von DIETER WONKA

Berlin. Die Einsätze von Bundeswehr-
Tornado-Jets zur Luftbildaufklärung
und von Beobachtungsspähpanzern
Fennek zur Bewegungsaufklärung der
Protestbewegung gegen den G8-Gipfel
von Heiligendamm haben das Verteidi-
gungsministerium, die Politik und die
Polizei in Aufruhr versetzt. Bestätigt
wurde mittlerweile, dass es sieben Tor-
nado-Missionen mit bis zu zehn Flügen
sowie zehn Fennek-
Panzer vor Ort gege-
ben habe. Ein Flug
wurde mit 110 Meter
Höhe deutlich unter-
halb der Mindest-Tief-
flughöhe von 150 Me-
ter Höhe (Begründung: schlechte Sicht)
durchgeführt. Gegen den Piloten wird
ein Disziplinarverfahren erwogen. Poli-
tisch brisant sind ungereimte und un-
geklärte Verhaltensweisen von Militärs,
Ministerialen und der zuständigen Poli-
zei. 

Nach Informationen dieser Zeitung
aus Ministeriumskreisen gibt es inner-
halb des Verteidigungsressorts erhebli-
che Unzufriedenheit über die „mangel-
hafte Koordination“ der Bundeswehr-
Einsätze rund um den Gipfel. SPD-Ver-
teidigungsexperte Rainer Arnold sagte
gegenüber dieser Zeitung: „Es ist nicht
in Ordnung, dass untere Polizei-Ebe-
nen mit unteren Bundeswehr-Ebenen
immer neue Einsätze verabredet ha-
ben.“

Der Vorwurf der „mangelhaften Ko-
ordination“ der Amtshilfe-Einsätze be-
trifft offenbar sowohl die oberste mili-
tärische Spitze im Ministerium als auch
den Verteidigungsstaatssekretär Peter
Wichert. Angesichts der „vorhersehbar
sensiblen Mission“ seien nicht in jedem
Fall die „eigentlich gebotenen Entschei-

dungs- und Begründungswege“ einge-
halten worden. Diese Kritik richtet sich
sowohl gegen die Inspekteursebene als
auch gegen die zuständige beamtete
Staatssekretärsebene. Verteidigungs-
minister Franz Josef Jung (CDU) war
zur Gipfel-Zeit auf Asienreise. 

Noch in der vergangenen Woche hat-
te das Ministerium mitgeteilt, es habe
im G8-Zusammenhang „vier Aufklä-
rungsflüge mit jeweils zwei Luftfahr-
zeugen“ gegeben. Entsprechend infor-

mierte das Verteidi-
gungsminis ter ium
gestern auch die zu-
ständigen Bundes-
tagsabgeordneten in
den Ausschüssen.
Mittlerweile habe sich

herausgestellt, dass es sieben „Missio-
nen“ mit möglicherweise bis zu zehn
Flügen gegeben habe, so das Ministeri-
um. Zugleich wurde ressortintern
kritisch festgestellt, dass die für die
Gipfel-Einsätze zuständige Landesre-
gierung und die Polizeiführung „auf
Teufel komm raus Militär-Unterstüt-
zung angefordert haben“. Auf diesen
Druck sei „nicht in jedem Fall mit der
gebotenen Sensibilität und Zurückhal-
tung“ reagiert worden.

Für Arnold steht fest, „dass faktisch
so getan wurde, als habe es rund um
Heiligendamm eine Generalbevoll-
mächtigung für den Einsatz der Bun-
deswehr gegeben“. Es sei offenbar
schwierig, die Verantwortlichen zu fin-
den. „Der Tiefflugeinsatz des Tornado
ist politisch falsch gewesen. Die verfas-
sungsrechtlich grenzwertigere Mission
war aber wohl der Einsatz der zehn
Panzerspähwagen vom Typ Fennek zur
Geländebeobachtung. Die Begründung
für deren Einsatz, dass damit Polizei-
kräfte gespart werden könnten, ist ver-
fassungsrechtlich nicht ausreichend.“ 

„Unterstützung
auf Teufel

komm raus“
Interne Kritik am Tornado-Einsatz in Heiligendamm

Rainer Arnold: Es ist nicht in Ord-
nung, dass untere Polizei-Ebenen
mit unteren Bundeswehr-Ebenen im-
mer neue Einsätz verabredet haben.

Berlin (dpa). Mit jahrelanger Verspä-
tung ist der Testbetrieb für den moder-
nen Digitalfunk gestartet, auf den in
Deutschland Polizei und Rettungs-
dienste so lange gewartet haben. Bun-
desinnenminister Wolfgang Schäuble
(CDU) nahm gestern zusammen mit
Vertretern der Länder in Berlin eine so
genannte Referenzplattform in Betrieb.
Der Digitalfunk wird ab 2008 schritt-
weise eingeführt und löst bis 2010
bundesweit das veraltete, störanfällige
und nicht abhörsichere analoge Funk-
system ab. Die Kosten werden auf
4,5 Milliarden Euro geschätzt. Das ent-

stehende Funknetz gilt als das größte
seiner Art weltweit. 

Schäuble zeigte sich erleichtert und
gelöst, nachdem nun die letzten Hür-
den überwunden waren. Am 1. Juni
hatten die Innenminister von Bund und
Ländern mit der Unterzeichnung eines
Verwaltungsabkommens den Weg für
den Digitalfunk endgültig frei gemacht. 

Der Innenminister sprach von „ei-
nem der größten technischen Moderni-
sierungsprojekte in Deutschland“.
500 000 Mitarbeiter bei der Polizei und
den Rettungsdiensten erhalten ein leis-
tungsfähiges Netz.

Polizei startet Digitalfunk
Nach Testbetrieb wird neues Netz 2008 in Betrieb genommen

Ende der Amtszeit: Der britische Premierminister Tony Blair verlässt mit einer Aktenmap-
pe seinen Sitz in der Downing Street 10 von London, um zum vorletzten Mal in der traditio-
nellen Fragestunde den Angehörigen des House of Commons (Unterhaus) Rede und Ant-
wort zu stehen. Kommende Woche tritt Blair offiziell von seinem Amt zurück. Foto: AFP 

⁄Mehr dazu in unserer morgigen Magazinbeilage.

Blair zur vorletzten traditionellen Fragestunde

Hamburg (dpa). Die SPD ist nach einer
Umfrage gegenüber der Vorwoche um 
2 Punkte auf 25 Prozent gefallen. Auch
die CDU büßte in der gestern veröffent-
lichten wöchentlichen Forsa-Befragung
im Auftrag des Magazins Stern und des
Fernsehsenders RTL einen Punkt ein
und kommt auf 37 Prozent. Die Partei
Die Linke gewann einen Punkt und liegt
mit 12 Prozent nun vor der FDP und den
Grünen, die jeweils 10 Prozent errei-
chen. Die Grünen verloren einen Punkt,
während die FDP zwei Punkte hinzuge-
winnen konnte. Für „sonstige Parteien“
würden sich 6 Prozent der Wähler ent-
scheiden. 

Umfrage: SPD sinkt 
wieder auf 25 Prozent

Prag (dpa). Tschechiens Mitte-Rechts-
Regierung hat ein Jahr nach ihrem
Wahlsieg ein Misstrauensvotum im Par-
lament knapp überstanden. Die linke
Opposition wollte das schwarz-grüne
Kabinett von Ministerpräsident Mirek
Topolanek (ODS) wegen Korruptionsvor-
würfen gegen Vize-Regierungschef Jiri
Cunek (KDU-CSL) stürzen. Dem Vorsit-
zenden der Christdemokraten war we-
gen des Verdachts der Bestechung in ei-
nem Immobiliengeschäft vor kurzem die
parlamentarische Immunität entzogen
worden. Für eine Abwahl der Regierung
stimmten jedoch nur 97 der 200 Abge-
ordneten, nötig gewesen wären mindes-
tens 101 Parlamentarier. 

In einer von persönlichen Angriffen
geprägten Aussprache warfen Sozialde-
mokraten (CSSD) und Kommunisten
(KSCM) dem bürgerlichen Lager unter
anderem eine mangelhafte Außenpolitik
vor. Mit ihrer Blockadehaltung gegen ei-
ne EU-Verfassung und mit der geplanten
Beteiligung am umstrittenen US-Rake-
tenabwehrsystem in Mitteleuropa habe
die Regierung die Beziehungen des Lan-
des zu EU und Nato deutlich verschlech-
tert, kritisierten Abgeordnete der Oppo-
sition. 

Tschechien

Kabinett übersteht
Misstrauensvotum

New York (dpa). Der
populäre New Yorker
Bürgermeister Michael
Bloomberg (65) hat sei-
ner republikanischen
Partei den Rücken ge-
kehrt und damit Speku-
lationen über eine Prä-
sidentschaftskandida-
tur als Unabhängiger
ausgelöst. Medien zi-
tierten Experten ges-
tern mit den Worten, dass der milliar-
denschwere Geschäftsmann zwar keine
Aussichten auf einen Wahlsieg hätte,
aber sowohl den Republikanern als auch
den Demokraten erheblich schaden kön-
ne. Die beiden derzeitigen Spitzenreiter
im Rennen um die Nominierung, Ru-
dolph Giuliani (Republikaner) und Hillary
Clinton (Demokraten), kommen ebenfalls
aus New York.

Bloomberg ließ seinen Wechsel ins La-
ger der Unabhängigen während einer
wahlkampfähnlichen Tour durch Kalifor-
nien mitteilen. Zugleich sagte er, dass er
bis Ende 2009 Bürgermeister in New
York bleiben wolle. Danach kann er sich
nicht mehr zur Wiederwahl stellen.
Bloomberg hatte sich erst kurz vor der
Wahl des New Yorker Bürgermeisters im
Jahr 2000 den Republikanern ange-
schlossen. Davor war er Demokrat. Wäh-
rend seiner Reise durch Kalifornien hatte
er in zunehmend scharfem Ton beide
Parteien angegriffen. Er warf ihnen un-
ter anderem vor, dass sie unfähig zur Zu-
sammenarbeit und zu zaghaft seien, um
große Probleme zu bewältigen. Der
Wechsel ins unabhängige Lager bringe
ihn in Einklang mit der Art und Weise,
wie er bisher New York geführt habe und
weiter führen werde, hieß es in einer in
New York veröffentlichten Erklärung.

US-Präsidentschaftswahlen

Bloomberg verlässt
Republikaner 

Tripolis/Sofia (dpa). Das endgültige Ur-
teil gegen fünf in Libyen zum Tode ver-
urteilte bulgarische Krankenschwestern
soll am 11. Juli verkündet werden. Das
bestätigte gestern das Außenministeri-
um in Sofia. Wie der bulgarische Staats-
rundfunk meldete, begann am selben
Tag ein Berufungsverfahren vor dem
Obersten Gericht Libyens. Den angeklag-
ten Frauen und einem palästinensischen
Arzt wird vorgeworfen, sie hätten bei ih-
rer Arbeit in einem Krankenhaus in
Bengasi mehr als 400 Kinder absichtlich
mit dem HI-Virus infiziert. Die Anwälte
der Betroffenen erklärten, Geständnisse
seien unter Folter erzwungen worden.

Die Verteidigung verwies auch auf
Gutachten internationaler Experten, wo-
nach die Aids-Epidemie in dem Kinder-
krankenhaus ein Jahr vor Eintreffen der
Bulgarinnen wegen schlechter Hygiene
ausgebrochen sei. Eltern der erkrankten
Kinder demonstrierten vor dem Gericht
für die Vollstreckung der Todesurteile.
Ihr Sprecher räumte jedoch Möglichkei-
ten für eine finanzielle Abfindung ein.

Das Gericht könnte die 2004 verhäng-
ten und Ende 2006 bekräftigten Todes-
urteile bestätigen, sie außer Kraft setzen
oder die Strafen abändern. 

Libyen

Aids-Prozess:
Urteil am 11. Juli

Egon Bahr

Thorvald 
Stoltenberg 

Michael 
Bloomberg
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